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von Wolfgang Schroeder und Bernhard WeSSels 

Die AfD auf dem Weg der  
Radikalisierung
Rechtsextremismus und rechtes Denken in den  
deutschen Parlamenten
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Der 2013 gegründeten AfD gelang es – anders als früheren 

Rechtsaußenparteien – binnen kurzer Zeit in alle Landesparlamente, den Bundestag 

und das EU-Parlament einzuziehen und sich dort zu etablieren. Ein Ignorieren der 

Partei ist längst nicht mehr möglich. Zwar hat sich der rechtsextreme „Flügel“ der 

Partei offiziell aufgelöst, aber die entsprechenden Aktivitäten sind in effizienter 

Weise fortgeführt worden. Die Parlamentsarbeit ist weiterhin durch aufmerksam

keitsorientierten Protest und Provokation geprägt und das Interesse, eine 

koalitionsfähige Partei zu werden, ist nur für wenige ihrer Köpfe handlungsleitend. 

desländer als rechtsextremistische Verdachtsfälle ein-
gestuft und stehen unter Beobachtung. Inzwischen 
wird auch geprüft, ob die Gesamtpartei als Verdachts-
fall einzustufen ist (vgl. dazu auch den Beitrag von 
Florian Hartleb in diesem Heft). 

Rechtsextreme Parteien in der  
Bundesrepublik Deutschland
Während rechtsextreme Parteien fundamental
oppositionell agieren und die Beseitigung der offenen 
Gesellschaft anstreben (Anti-System-Parteien) sowie 
ein taktisches Verhältnis zu den verfassungsrecht-
lichen Rahmenbedingungen pflegen, akzeptieren 
rechtspopulistische Akteure den Verfassungsrah-
men. Gleichwohl testen sie seine Grenzen aus und 
(über)dehnen ihn teilweise. Zugleich kritisieren sie 
das etablierte Parteiensystem, das politische Esta-
blishment, und problematisieren die Intransparenz 
politischer Entscheidungen (Anti-Establishment-Par-
teien). Wir verstehen Populismus als eine „dünne“ 
Ideologie (Freeden 1998; Mudde 2007) („Wir“ gegen 
„die da oben“ und „Wir“ gegen „die anderen“). Das 
Verhältnis zwischen Populismus und Extremismus ist 
dabei ambivalent, da der „dünne“ ideologische Kern 
sowohl von etablierten demokratischen als auch von 
extremistischen Akteuren adaptiert werden kann. 
Rechtspopulismus eröffnet dabei einen Diskurs, der 
„nicht rechts genug ist, um ihn als anti-systemisch 
oder verfassungswidrig auszugrenzen, aber hinläng-
lich rechts, um jenen als Auffangbecken zu dienen, die 
sich […] immer weniger repräsentiert fühlen“ (Pries-

Wenn eine Bilanz zu Rechtsextremismus und rechtem 
Denken in den deutschen Parlamenten gezogen wer-
den soll, ist festzustellen, dass rechtsextremistische 
Parteien im Gegensatz zu rechtspopulistischen Par-
teien seit 2016 keine Rolle mehr spielen. Die rechtspo-
pulistische Partei „Alternative für Deutschland“ (AfD) 
hat nicht nur die in maximal vier Landtagen vertre-
tenen rechtsextremen Parteien verdrängt, sie ist 
inzwischen auf der politisch weit rechten Seite die 
erfolgreichste Partei der Bundesrepublik und in allen 
Landesparlamenten präsent. Nicht nur das, die AfD 
hat es zum zweiten Mal geschafft, mit einem zwei-
stelligen Ergebnis Abgeordnete in den Bundestag zu 
entsenden. Zwar hat sie an Stimmen verloren, -2,3 
Prozentpunkte im Vergleich zur vorherigen Bundes-
tagswahl, in absoluten Zahlen fast 1,1 Millionen Stim-
men, aber sie konnte 16 Direktmandate holen. 2017 
waren es lediglich drei. Dass rechtes Denken für die 
AfD eine Rolle spielt, ist keine Frage. Mehr noch, vier 
ostdeutsche Landesverbände der AfD (Brandenburg, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) werden von 
den Verfassungsschutzbehörden der jeweiligen Bun-

„Da ist bei vielen Beamten etwas in Schieflage 

geraten, was sich in Sympathien für das rechts­

nationale Parteienspektrum ausdrückt.“ 

Jörg Radek, stellv. Bundesvorsitzender der  

Gewerkschaft der Polizei
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12     Rechtsextremismus in Institutionen 

minderheitskritische, ethno-nationalistische Agenda, 
die sich gegen Feminismus, kulturellen Pluralismus 
und universelle Menschenrechte positioniert sowie 
deutsche Interessen gegen supranationale Institutio-
nen und einen Multilateralismus stellt. Innenpolitisch 
werden die öffentlichen Medien als Feindbild stilisiert 
(„Lügenpresse“) und mithilfe einer großen Reichweite 
der Partei in sozialen Netzwerken umgangen. In der 
Familien- und Gesellschaftspolitik vertritt die Par-
tei stark konservative Positionen, die im Großen und 
Ganzen innerparteilich akzeptiert sind. Auch wenn 
in Bezug auf das Thema Homosexualität innere Ver-
werfungen und Konflikte offensichtlich sind, konnten 
diese Dissonanzen bislang meist intern wegmoderiert 
werden. Dagegen sind solche Konflikte in der Sozial- 
und Wirtschaftspolitik für die Partei existenzieller, 
was sich zum Beispiel an den divergenten Akzenten 
in der Rentenpolitik zeigt, wo sich neoliberale und so-
zial-populistische und patriotische Positionen unver-
söhnlich gegenüberstehen (Schroeder/Weßels 2020).

Innere Dynamiken: zwischen Parlaments-  
und Bewegungsorientierung
Die Melange aus Enttäuschten und Überzeugten, aus 
situativ Empörten und Rechtspopulisten bis hin zu 
Rechtsextremisten lässt eine einfache Verortung der 
Partei sowie ihrer Anhängerschaft und Aktivist*innen 
nicht zu, wenngleich nach dem Essener Parteitag von 
2015 eine sukzessive Rechtsverschiebung zu beob-
achten ist (Petersen 2017). Weiter erschwert wird 
eine Einordnung durch die Parteiprogrammatik der 
AfD. Diese bewegt sich zwar innerhalb des verfas-
sungsrechtlichen Rahmens der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung, doch zeigen die immer 
wieder praktizierten rechtsextremen Tabuverlet-
zungen und kalkulierten Provokationen einzelner 
AfD-Politiker*innen, dass jenseits der offiziellen Pro-
grammatik eine weiter rechts angesiedelte Grund
orientierung besteht. 

Das schwer fassbare Bild von der AfD hat viel mit 
der Zweiteilung der Partei in einen parlamentsorien-

ter 2012, 109). Rechtspopulismus öffnet damit einen 
Möglichkeitsraum, mit dem auch der Rechtsextre-
mismus ein breiteres Vorfeld und größere Resonanz 
erhält (Schroeder et al. 2020, 10 f.).

Immer wieder haben rechtsextreme Parteien den 
Sprung in deutsche Landesparlamente geschafft. An-
fang der sechziger Jahre gründete sich die „National-
demokratische Partei Deutschlands“ (NPD), die in den 
Anfangsjahren bereits in sieben Landesparlamente 
einzog und 1969 mit 4,3 Prozent nur knapp den Ein-
zug in den Bundestag verfehlte. 1983 gründeten neo-
konservative Kreise im Umfeld der Unionsparteien die 
Partei „Die Republikaner“ (REP), vier Jahre später gab 

es eine weitere rechte Partei, die „Deutsche Volksuni-
on“ (DVU). Beide Parteien konnten in den Landtags-
parlamenten Mandate gewinnen. In Westdeutsch-
land erlebten rechtsextreme Parteien ihre Hochzeit 
in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre mit Sitzen in 
bis zu sieben Landesparlamenten, eine zweite Welle 
gab es Anfang der 1990er Jahre. In Ostdeutschland 
hatten rechtsextreme Parteien die größten Erfolge 
in der zweiten Hälfte der 2000er Jahre, wo sie in drei 
der fünf Landtage vertreten waren. Ab 2016 wurden 
die rechtsextremen Parteien durch die rechtspopu-
listische AfD abgelöst und sind seitdem in keinem 
Landtag mehr vertreten. Die AfD ist seit 2018 in allen 
16 Landtagen präsent. Diese neue Partei am rechten 
Rand hat mit ihrer Betonung nationaler, ethnischer 
und kultureller Identität den Großteil des rechtsex
tremen Wählerpotentials absorbiert (Stöss 2015).

Das programmatische Profil der AfD 
Ideologisch und programmatisch reiht sich die AfD 
in die Parteienfamilie des europäischen Rechtspo-
pulismus ein, dessen Hauptmerkmal einerseits die 
Anti-Establishment-Orientierung ist, andererseits 
der Anspruch, den „wahren“ Willen eines homoge-
nen Volkes zu vertreten, verbunden mit der Abwehr 
von Einwanderung und einer substanziellen Inte
grationspolitik, die als Ursprung der meisten gesell-
schaftlichen Probleme gedeutet wird. Auf der werte-
bezogenen Agenda der AfD steht eine anti-egalitäre, 

Die AfD hat den Großteil des 
rechtsextremen Wählerpotentials 

absorbiert

„Wir verlieren Teile der Polizei und  

der Bundeswehr an die AfD.“ 

Friedrich Merz,  

Politiker (CDU)
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tierten und einen bewegungsorientierten Flügel zu 
tun. Den Parlamentsorientierten, die durchaus den 
gegebenen verfassungsrechtlichen Rahmen achten, 
geht es darum, sich dauerhaft als konservative, per
spektivisch regierungsfähige Kraft jenseits der CDU 
zu etablieren. Um dieses Ziel zu erreichen, will man 
die Unzufriedenen ansprechen. Die „Bewegungsori-
entierten“ in der AfD wollen nicht koalitionsfähig 
werden, sondern ihr Erpressungspotenzial ausspielen, 
um die Richtung des Parteienwettbewerbs zu beein-
flussen. Sie haben ein eher taktisches Verhältnis zur 
pluralistischen Demokratie. Sie sehen sich als Sprach-
rohr rechter Vorfeldorganisationen und versuchen, 
ihre eigene Anhängerschaft auf der Straße und insbe-
sondere im Netz zu mobilisieren. Am stärksten bewe-
gungsorientiert ist die thüringische Landtagsfraktion 
rund um ihren Fraktionsvorsitzenden Björn Höcke, 
der als eine der Galionsfiguren der Neuen Rechten re-
gelmäßig eigene AfD-Demonstrationen veranstaltet 
oder als Redner an ihnen teilnimmt (Schroeder u. a. 
2018). Zu diesem Typus gehören auch die branden-
burgische (bis 2020 Andreas Kalbitz) und sachsen-
anhaltinische (Oliver Kirchner) Landtagsfraktion. 
Zum Typus der parlamentsorientierten Fraktionen 
zählen zum Beispiel die Fraktionen von Rheinland-
Pfalz (Michael Frisch) und Hessen (Robert Lambrou). 
Interessant ist die sächsische Fraktion, die unter 
Frauke Petry zu den parlamentsorientierten zählte, 
doch nach deren Ausscheiden unter Jörg Urban eher 
dem bewegungsorientierten Lager zuzurechnen ist 
(Schroeder u. a. 2018, 25 f.). 

Während sich parlaments- und bewegungsorien-
tierte AfD-Landtagsfraktionen 2017 noch etwa die 

Waage hielten, setzten sich mit der Zeit eher die be-
wegungsorientierten Akteure durch. Die genannten 
Fraktionsvorsitzenden gehören bzw. gehörten zum 
einen zum sogenannten rechten „Flügel“ der AfD, 
die Fraktionen selber werden unter anderem vom 
Verfassungsschutz der jeweiligen Bundesländer als 
Verdachtsfall einer rechtsextremen Bestrebung be-
obachtet. Der „Flügel“ mit seinen etwa 7.000 Mitglie-
dern wird seit März 2020 als eine gesichert rechtsex
tremistische Bestrebung gegen die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung eingestuft. Hierzu äußer-
te sich Björn Höcke wie folgt: „Die Bedrohung mittels 
Beobachtung durch den Verfassungsschutz stellt [...] 
eine unzulässige, freiheits- und demokratiefeindli-
che Instrumentalisierung einer staatlichen Behörde 
zwecks Niederhaltung einer parteipolitischen Op-
position dar. Und dennoch wittern manche Teile in 
der AfD die große Chance auf eine ‚Bereinigung‘ von 
ungeliebten, patriotischen Kräften und begehen die 
Todsünde des ‚Feindzeugen‘: Sie belasten eigene Par-
teikollegen und -gruppierungen mit zumeist völlig 
unhaltbaren ‚Extremismus‘-Vorwürfen“ (Höcke 2019). 
Der Parteivorstand um Jörg Meuthen hat den „Flü-
gel“ formell zur Selbstauflösung gedrängt. Dagegen 
sehen der Ehrenvorsitzende Alexander Gauland, Frak-
tionschefin Alice Weidel und auch Co-Parteichef Tino 
Chrupalla in Meuthens Kurs einen Irrweg. Sie setzen 
auf die Kooperation mit den Rechtsextremen. Infol-
ge der Kräfteverhältnisse zugunsten einer solchen 
Kooperation mit den Rechtsextremen gab Meuthen 
am 11.10.2021 schließlich seinen Rückzug aus der 
Führung der AfD bekannt. Die Zeichen stehen daher 
auf mehr Extremismus in der AfD.

Oliver Kirchner, Fraktionschef der AfD in Sachsen-Anhalt
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Hannes Gnauck, MdB und vom MAD als Extremist eingestuft
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auffallen. Nach wie vor liegt der inhaltliche Fokus auf 
den Kernthemen Migration, Integration, Asyl, Innere 
Sicherheit und Ordnung (Schroeder/Weßels 2020). 
Mit harscher Rhetorik, Beleidigungen und Tabubrü-
chen versucht die AfD regelmäßig, die Debatten im 
Bundestag wie in den Landtagen zu ihren Gunsten zu 
drehen und mithilfe entsprechender Gegenreaktionen 
die Stimmung hochzuschaukeln (Heinze 2021, 139). 
Im Kern geht es der AfD in den Parlamenten weniger 
um die Kontrolle der Regierung als um aufmerksam-
keitsorientierten Protest und Provokation. Diese Vor-
gehensweise begreift die Partei als Strategie insbeson-
dere zur Distanzierung vom Establishment und von 
der „politischen Klasse“ (Schroeder u. a. 2018, 98 f.).

Fazit
Ein gewichtiger Grund für die Einstufung der AfD als 
rechtsextremistisch ist aus Sicht des Verfassungs-
schutzes der Einfluss des völkischen „Flügels“ auf die 
Partei. Hinzu kommen Verbindungen zu rechtsextre-
men Organisationen wie der Identitären Bewegung. 
Auch nach der aktuellen Bundestagswahl ist der 
Einfluss des rechten „Flügels“ offensichtlich, womit 

Parlamentsarbeit der AfD
Zur rechtsextrem orientierten Gruppierung um Björn 
Höcke und Andreas Kalbitz werden in einer Analyse 
für die 19. Legislaturperiode des Bundestages (2017–
2021) 26 der 92 AfD-Abgeordneten gezählt. Weitere 
31 AfD-Abgeordnete werden in der gleichen Studie 
als Verdachtsfälle deklariert (Müller 2021). Die neue 
AfD-Fraktion im Bundestag für die Wahlperiode 2021-
2025 ist zwar kleiner geworden (von 93 Abgeordne-
ten während der letzten Periode auf aktuell 82). Aber 
mindestens 13 der 25 Neuzugänge – die teilweise 
dem rechtsextremen Lager zugeordnete Abgeordnete 
ersetzen – haben selbst auch Bezüge zu rechtsextre-
men Gruppen, unter anderem zur Identitären Bewe-
gung (Fuchs/Steffen 2021).

Kennzeichnend für die Parlamentsarbeit der AfD 
ist ein aggressiver und konfrontativer Stil, der aus 
Sicht anderer Fraktionen und Beobachter*innen in 
den meisten Parlamenten einen Klimawandel be-
wirkt. Häufig werde das Plenum von Vertreter*innen 
der AfD als Bühne benutzt, während ihre Beiträge in 
der Arena des Arbeitsparlaments eher wenig wahr-
nehmbar sind und kaum durch inhaltliche Kompetenz 
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deutlich wird, dass die seit dem Essener Parteitag 
2015 beobachtbare programmatische und personelle 
Radikalisierung sich in starkem Maße etabliert und 
konsolidiert hat. In dieses Bild reiht sich auch der 
Rückzug des AfD-Vorsitzenden Meuthen ein. 

Mit der Präsenz der AfD im Parlament wächst 
die Gefahr einer „Normalisierung rassistischer und 
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rechtsextremer Positionen“ (Rudolf 2020). Auch wenn 
die Radikalisierung der AfD offensichtlich ist, kann da-
mit noch keineswegs zweifelsfrei bestimmt werden, 
wie sich die weitere Entwicklung der Partei in den Par-
lamenten und in der Gesellschaft gestalten wird und 
ob sie die Balance zwischen Parlamentsorientierung 
und Extremismus wird halten können. 
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